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ternommen, damit unsere Gerichte auch 
gut und schnell entscheiden können. Da 
der Nachwuchs an inländischen Rich-
tern nicht ausreichend ist, haben glückli-
cherweise österreichische und schweize-
rische Richter wesentlich dazu beigetra-
gen, dass wir auch auf diesem Gebiet in-
ternational keinen Vergleich scheuen 
müssen. 

Soweit Vergleiche zulässig sind, kann 
man festhalten, dass durch die direkte 
Demokratie und das gut ausgebaute Ge-
richtswesen die Rechte des Volkes und 
des Einzelnen weitergehen und besser 
geschützt sind als wahrscheinlich in fast 
jedem anderen Land der Erde. Diese 
Feststellung mag für manchen kritisch 
eingestellten Geist hier in Liechtenstein 
überraschend sein. Wer aber intensiver 
diese Bereiche studiert, wird voraus-
sichtlich zu einem ähnlichen Ergebnis 
kommen. 

Diese spezifisch liechtensteinische 
Lösung mit den beiden Machtträgern 
Volk und Fürst hat sich bewährt. Selbst 
wenn Volk und Fürst in einer Sachfrage 
unterschiedlicher Meinung sind, hat sich 
gezeigt, dass die politische Stabilität 
nicht gefährdet isl. Im schlimmsten Fall 
passiert in diesem Bereich gar nichts, 
aber gewöhnlich findet man früher oder 
später eine Lösung, die beiden Seiten 
gefällt. Als Beispiel möchte ich die In-
itiative über ein geändertes Jagdrecht 
nennen, welches vor längerer Zeit in ei-
ner Volksabstimmung angenommen 
wurde. Der Fürst war aber mit diesem 
Gesetz nicht einverstanden und hat es 
abgelehnt. Daraufhin wurde ein neues 
Jagdrecht ausgearbeitet, welches in ei-
ner zweiten Volksabstimmung mit gros-
ser Mehrheit angenommen wurde. Als 
weiteres Beispiel möchte ich die vom 
Fürsten gewünschte Einführung des 
Frauenstimmrechtes erwähnen. Das 
Volk lehnte zweimal ab, und es vergin-
gen viele Jahre, bis das Frauenstimm-
recht eingeführet wurde. 

Die liechtensteinische Praxis hat ge-
zeigt, dass weder dem Fürsten noch dem 
Volk ein Stein aus der Krone fällt, wenn 
der andere nein sagt. Entweder sucht 
man nach einer neuen Lösung oder legt 
das Thema für einige Zeit auf die Seite. 
UNO-Beitritt: Wer kann entscheiden? 
Ein Thema, bei dem wahrscheinlich un-

terschiedliche Ansichten bestehen, ist 
der seit einiger Zeit diskutierte Beitritt 
zur UNO. In diesem Zusammenhang 
wurde auch die Frage diskutiert, ob eine 
Volksabstimmung möglich und sinnvoll 
ist. Die liechtensteinische Verfassung 
wird von einigen Fachleuten dahinge-
hend interpretiert, dass gegen Entschei-
dungen des Landtages in aussenpoliti-
schen Fragen kein Referendum ergriffen 
werden kann. Andere Fachleute sind 
wieder gegenteiliger Ansicht. Da es 
nicht immer einfach ist, eine Verfassung 
zu interpretieren, sind sich eben auch 
Fachleute oft uneinig. Eine allgemein 
bindende Interpretation der Verfassung 
kann in so einem Fall bei uns nur das Ur-
teil des Staatsgerichtshofes sein. 

Persönlich bin ich der Ansicht, dass 
sowohl Referendum wie auch Initiative 
im Bereich der Aussenpolitik möglich 
sind. Wir haben die direkte Demokratie 
und keinen Parlamentarismus. Die Ver-
fassung kennt nur zwei ausdrückliche 
Einschränkungen der direkten Demo-
kratie und zwar das Notrecht des Für-
sten und die vom Landtag als dringlich 
erklärten Beschlüsse. Beide Artikel dür-
fen meiner Meinung nach nur in den spe-
ziell dafür vorgesehenen Fällen ange-
wandt werden und können nicht dazu 
dienen, generell die Rechte des Volkes 
zu schmälern. Ich glaube nicht, dass es 
durch eine Interpretation der.Verfas-
sung möglich ist, bei uns den Parlamen-
tarismus oder sonst einen Ismus einzu-
führen, kommt er nun von rechts oder 
links oben oder unten. 

Aaf Kosten des Flntenkanses? 
Es gibt gemäss unserer Verfassung eine 
andere Möglichkeit, eine Volksabstim-
mung in dieser Frage zu umgehen: der 
Fürst beschliesst den Beitritt zur UNO 
und übernimmt die Kosten. Staatsver-
träge benötigen nur dann die Zustim-
mung des Landtages und des Volkes, 
wenn diese mit neuen Lasten verbunden 
sind oder z.B. Staatsgebiet veräussert 
wird. 

Diese Möglichkeit habe ich näher un-
tersucht und glaube, dass sie grundsätz-
lich ohne weiteres realisiert werden 
kann. Der vom Fürstenhaus bereits zu-
gesagte Beitrag im Falle einer UNO-
Mitgliedschaft ist grösser als der vorge-
sehene Mitgliedsbeitrag. Das Fürsten-
haus könnte seinen Beitrag weiter erhö-
hen und auch noch die Kosten eines Bot-
schafters bei der UNO übernehmen. Bei 

der Wiedereröffnung der Liechtenstei-
nischen Botschaft in Bern, im Jahre 
1944, hat der Landesfürst bereits den 
gleichen Weg beschritten! 

Ich glaube aber, dass es politisch 
falsch wäre, jetzt diesen Weg zu be-
schreiten. Ausser in einer Notsituation 
sollte man weder in der Innen- noch in 
der Aussenpolitik gegen den Willen des 
Volkes regieren. Auch die Aussenpoli-
tik wird in der direkten Demokratie frü-
her oder später Schiffbruch erleiden, 
wenn sie nicht vom Volk getragen wird. 
Inwieweit die bisherige liechtensteini-
sche Aussenpolitik vom Volk unter-
stützt wird, ist fraglich. Häufig kann man 
die Ansicht hören, dass das Volk entwe-
der kein Interesse für die Aussenpolitik 
zeigt oder dieses sogar ablehnt. Falls 
dies tatsächlich der Fall ist, laufen wir 
Gefahr, dass wir wegen mangelnder Un-
terstützung bereits bei unserer derzeiti-
gen Aussenpolitik Rückschläge hinneh-
men werden. 

VoDuabstiinmung sinnvoll 
Es scheint mir, dass eine Volksabstim-
mung über den Beitritt Liechtensteins, 
zur UNO nicht ,nur möglich, sondern 
auch politisch sinnvoll wäre/Die Diskus-
sionen und die Abstimmung'werden ei-
nen Hinweis geben, ob die Liechtenstei-
nerinnen und Liechtensteiner überhaupt 
eine Aussenpolitik wollen und ob sie be-
reit sind, sich mit dieser Materie ernst-
haft auseinanderzusetzen. 

Ist man bereit, nicht nur Rechte zu be-
anspruchen, sondern auch Pflichten 
wahrzunehmen? Oder hat der wirt-
schaftliche Aufschwung dazugeführt, 
dass wir unsere liechtensteinische Seele 
verkauft und exportiert haben? Dann 
würden hier im Land nicht mehr Liech-
tensteinerinnen und Liechtensteiner le-
ben, sondern nur noch mehr Konsumen-
tinnen und Konsumenten. 

UNO kann Existenz skkem 
Falls wir auf eine eigene Aussenpolitik 
verzichten, werden wir langfristig sicher 
nicht die Unabhängigkeit und Existenz 
Liechtensteins sichern können. Wer sich 
aber intensiv mit dem Bereich Aussen-
politik auseinandergesetzt hat, kommt 
bald zum Ergebnis, dass eine UNO-Mit-
gliedschaft für einen Kleinstaat wie 
Liechtenstein eine der einfachsten und 
billigsten Lösungen ist, Aussenpolitik zu 
betreiben. In dieser Frage kann uns die 
Schweiz kein Vorbild sein, dehn ihre ' 

Unabhängigkeit und Existenz ist auch 
ohne UNO-Mitgliedschaft international 
hervorragend abgesichert. 

Über den Ausgang einer Abstimmung 
in der UNO-Frage wird sich nach dem 
schweizerischen Ergebnis niemand Illu-
sionen machen. Es wäre ein politisches 
Wunder, wenn die Vorlage schon bei der 
ersten Abstimmung angenommen wird 
und ein Erfolg, wenn die Ablehnung we-
niger massiv ausfällt als in der Schweiz. 

Trotzdem erscheint es mir wichtig, 
dass bald entschieden wird. Ein weiteres 
Zuwarten bringt in diesem Fat wenig. 
Wir laufen im Gegenteil Gefahr, dass 
sich die derzeit günstigen Bedingungen 

für Liechtenstein international wieder 
verändern. Dann kann es uns passieren, 
dass wir die UNO-Mitgliedschaft wol-
len, aber nicht bekommen, wie das noch 
zum Beginn der Siebzigerjahre der Fall 
war. 

Auch wenn die erste Abstimmung ne-
gativ ausgeht, so haben die Liechtenstei-
nerinnen und Liechtensteiner wenig-
stens damit begonnen, sich ernsthaft mit 
der liechtensteinischen Aussenpolitik 
auseinanderzusetzen. Ich bin zuversicht-
lich, dass sie früher oder später bei der 
Aussenpolitik die gleiche Reife und 
Klugheit zeigen werden, wie in der In-
nenpolitik und sich für die Unabhängig-
keit Liechtensteins einsetzen werden." 
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